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BGB §§ 825 Ah, 84-7, 253; GG Art. 1 und 2 Abs. 1

Der durch eine rechtswidrige und schuldhafte Ver­
letzung seines Persönlichkeitsrechts Betroffene kann 
Ersatz des immateriellen Schadens beanspruchen, wenn 
die Umstände, insbesondere die Schwere der Verletzung 
oder des Verschuldens, eine solche Genugtuung erfor­
dern.

BGH, Urteil vom 19. September 1961 - VI ZR 259/60 -
OLG Düsseldorf 
LG Düsseldorf



VIJ5R__252/60
Verkündet 

am 19o September 1961 
Kriegl, Juotizobersekretär 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der Firma R. FflHB & Co«, R o ^ m ^  KG in M| 
persönlich haftender Gesellschafter Rainer

GrflHBBstraße
Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

gegen

den Professor Dr, in Wfll S B ,  N 0  We0-
gasse

Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanv/alt Br. ■ ■ ■ M  -

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 19» September 1961 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Br. Engels und der Bundes­
richter Br. Bode, Br. Hauß, Heinrich Meyer und 
Br. Pfretzschner

für Recht erkannt:
Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil de 
2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Büsseldorf vom 21. Oktober I960 wird zurückge­
wiesen.

*

Bie Kosten der Revision werden der Beklagten 
auferlegt.

Von Rechtswegen
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Tatbestands

Der Kläger ist außerordentlicher Professor der ju­
ristischen Fakultät der Universität an der er einen
Lehrstuhl für Völker- und Kirchenrecht innehat.$ Von 
einem Aufenthalt in Korea hatte er einige Ginseng-Wurzeln 
mitgebracht, die er dem ihm befreundeten Professor 
in einem Pharmakologen, für Forschungszwecke zur
Verfügung stellte. Dieser erwähnte in einem wissenschaft­
lichen Aufsatz über Ginseng-Wurzeln die Tatsache, daß er 
"durch die liebenswürdige Unterstützung” des Klägers in 
den Besitz echter koreanischer Ginseng-Wurzeln gekommen 
sei. Dies führte dazu, daß der Kläger in einem populär­
wissenschaftlichen Aufsatz "Wunderwurzel neu entdeckt", 
der im Jahre 1957 in der Zeitschrift "Heim und Welt" er­
schien, neben Professor und anderen Wissenschaft­
lern als einer der bekanntesten Ginseng-Forscher Europas 
bezeichnet wurde.

Die Beklagte, die früher die Firma nBSü^~Dfl|i^|^ KG" 
führte, vertreibt ein Kräftigungsmittel unter der Bezeich­
nung " B f l p  Gelee RoyäHi :H-^Ginseng" itoremtWerbepf ospdkt für
dieses Mittel wird der Kläger in folgendem Zusammenhang 
erwähnt;

"Aber auch die westliche Wissenschaft erkennt den 
hohen Wert dieser kostbaren Droge an. Nach Ansicht 
bedeutender Wissenschaftler wie Professor 
(J|M), Professor B r f l B B B B  (WflM wirkt Ginseng 
als reines Naturprodukt auf den gesunden Organismus 
erneuernd (ohne jedoch aufzuputschen), kreislaufför­
dernd, aufbauend bei Drüsen- und Potenzschwäche und 
körperlich-seelischer Zerschlagenheit, also insbe­
sondere bei Zuständen, die mit dem Zentralnerven­
system Zusammenhängen"o
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Fast wörtlich gleichlautend finden sidh diese Angaben 
ferner im Februar-Heft 1958 der Zeitschrift "Magnum" in 
einer redaktionellen Notiz, die in unmittelbarem räumli­
chen Zusammenhang mit einer Werbeanzeige der Beklagten ab­
gedruckt ist»

In der Zeitschrift "Magnum" heißt es:

"Als Heilpflanze ist .die Ginseng in ganz Asien bekannt 
Besonders schätzt man sie als Kräftigungsmittel. Sie 
ist Hauptbestandteil der asiatischen Liebestränke 
und soll von den Frauen allabendlich genommen werden .

In der Zeit vom September 1957 bis August 1958 sind 
etwa 250 000 Exemplare der Werbeprospekte verteilt worden, 
davon ca. 50 000 nach Verwarnung der Beklagten durch den 
Kläger im Mai 1958. Die Zeitschrift "Magnum" erschien in 
einer Gesamtauflage von 27 500 Exemplaren.

Der Kläger hat in der Anspielung auf seine Person 
einen unbefugten Eingriff in sein Persönlichkeitsrecht er­
blickt. Bie Werbung erwecke, so fährt er aus, den Eindruck, 
als habe er sich auf einem fremden Fachgebiet ein Urteil 
in einer umstrittenen Frage angemaßt oder als habe er ent­
geltlich und standeswidrig seinen Namen der Werbung fär 
ein zweifelhaftes Produkt zur Verfügung gestellt. Gerade 
im Zusammenhang mit der von der Werbung in Anspruch ge­
nommenen Wirkung des Präparats als sexuelles Kräftigungs­
mittel führe die Berufung auf seine wissenschaftliche Auto­
rität dazu, daß er in seinem Ruf als Gelehrter Einbuße er­
leide und in der Öffentlichkeit) vor allem bei den Studen­
ten lächerlich gemacht werde. Der Kläger hat unter Beru­
fung auf die in dem Urteil BGHZ 26, 549 (Herrenreiter)
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aufgestellten Rechtsgrundsätze einen Betrag von 10 000 DM 
als Genugtuung für die erlittene Kränkung gefordert,

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten» Sie 
hat vorgetragen, die redaktionelle Notiz in der Zeitschrift 
"Magnum11 sei ohne ihre besondere Veranlassung von der 
Werbeagentur verfaßt worden, der sie seit Jahren die 
selbständige Werbung für ihre Produkte übertragen habe 
und diö auch an der Passung der Werbeprospekte beteiligt 
sei» Die beanstandeten Angaben über den Kläger seien dem 
in der Zeitschrift "Heim und Welt" veröffentlichten Artî - 
kel entnommen,.gegen den sich der Kläger nicht gewehrt 
habe» Sie habe im Vertrauen auf die Richtigkeit dieser 
Angaben angenommen, daß gegen eine Namensnennung des Klä­
gers keine Bedenken beständen. Bei dem von ihr vertriebe­
nen Präparat handele es sich um ein allgemeines Stärkungs­
mittel und nicht um ein spezifisch sexuelles Anregungsmit­
tel. Die Beklagte bestreitet, daß der Kläger in seinem 
wissenschaftlichen Ruf durch die Erwähnung in der Y/erbung 
beeinträchtigt worden sei. Sie meint, der Kläger-sei kei­
neswegs so bekannt, wie er es darstelle, und außerdem 
falle die Namensnennung in den Prospekten kaum auf. Wenn 
in Kollegenkreisen Heiterkeit entstanden sei, wie der 
Kläger behaupte,,so könne er hieraus nicht die Forderung 
auf ein Schmerzensgeld ableiten. Für die Zubilligung 
eines immateriellen Schadensersatzes fehlten alle recht­
lichen Voraussetzungen.

Das Landgericht hat dem Kläger ein Schmerzensgeld 
von 8 000 DM zugebilligt. Die Berufung der Beklagten blieb 
ohne Erfolg. Mit der Revision, um deren Zurückweisung der 
Kläger bittet, verfolgt die Beklagte Öen Antrag auf Ab­
weisung der Klage weiter.
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Entscheidungsgründe:

I» Indem sich die Beklagte in ihrer Werbung auf die 
wissenschaftliche Autorität des Klägers berief, um die Taug­
lichkeit ihres Präparats für die angegebenen Verwendungs­
zwecke glaubhaft zu machen, hat sie rechtswidrig das Per­
sönlichkeit srecht des Klägers beeinträchtigt (§ 823 Abs. 1 
BGB). Die Bezugnahme auf Forschungen des Klägers, die jeder 
objektiven Grundlage entbehrte, war unter den vorliegenden 
Umständen geeignet, den Kläger in der Gesellschaft lächer­
lich zu machen und seinen wissenschaftlichen Ruf zu mindern. 
Zugleich mußte die Art, wie der Name des Klägers in der Wer­
bung für ein u.a. als sexuelles Kräftigungsmittel angeprie­
senes Präparat benutzt wurde, für den Kläger eine empfind­
liche Kränkung bedeuten. Bas Verhalten der Beklagten war 
auch schuldhaft. Bevor die Beklagte den Namen des Klägers 
für ihre Y/erbung nutzbar machte, hätte sie dessen Einver­
ständnis einholen oder sich wenigstens vergewissern müssen, 
ob und wo der Kläger das geäußert hatte, was sie in ihren 
Prospekten behauptete. Die Angaben in einem populär-?.wissen­
schaftlichen Artikel der Zeitschrift “Heim und Welt“ durf­
ten keineswegs unbesehen übernommen werden, sie wurden 
überdies wesentlich verändert. Mit Recht bezeichnet das 
Berufungsgericht das Verhalten der Beklagten als leichtfer­
tig. Ebenfalls ist dem Berufungsgericht darin zuzustimmen,* 
daß die Beklagte auch für die Notiz in der Zeitschrift 
“Magnum“ verantwortlich ist, die in etwas abgewandelter 
Weise die Angaben, des Werbeprospektes Übernahm. Auch wenn 
die von der Beklagten beauftragte Werbeagentur die Notiz 
veranlaßt hat, so beruhten die Angaben der Notiz doch auf 
dem von der Beklagten zur Verfügung gestellten Material.
Zum mindesten hat die Beklagte ihre Werbeagentur nicht so 
beaufsichtigt, wie es erforderlich gewesen wäre.
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2. Der Senat stimmt dem Berufungsgericht auch darin 
zu, daß der Kläger einen Anspruch auf Ersatz des immateriel­
len Schadens hato Der Fall liegt in seinen grundsätzlichen 
Zügen sehr ähnlich wie die vom Bundesgerichtshof entschie­
denen Fälle BGHZ 26, 349 (Herrenreiter) und 30, 7. In 
beiden Fällen wurde durch die Art der Werbung für ein Pro­
dukt in die geschützte Persönlichkeitssphäre von Personen 
eingegriffen, die mit einer Schadensersatzklag'e einen Aus­
gleich für die rechtswidrige Beeinträchtigung verlangten» 
Dabei ergab sich, daß die Voraussetzungen für Ersatz ma­
terieller Einbußen nicht Vorlagen oder doch nicht dargetan 
waren» Kommt nach den Umständen eine Gestattung der Be­
nutzung eines Namens oder eines Bildes für Werbezwecke 
nicht in Betracht, so ist es im besonderen nicht möglich, 
nach den Grundsätzen des sogenannten Eingriffserwerbs 
einen materiellen Schadensersatz entsprechend einer ange­
messenen Lizenzgebühr zu bemessen. Der I» Zivilsenat hat 
dem Kläger in dem von ihm entschiedenen Fall BGHZ 26, 349 
ein Schmerzensgeld zugebilligt und eben in dem sogenannten 
"immateriallen Schadensersatz11 mit seiner Genugtuungsfunk­
tion den adäquaten Ausgleich erblickt, den die Rechtsord­
nung dem in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigten 
Kläger zu gewähren.hat. Aus der Entscheidung des IV» Zivil­
senats BGHZ 30, 7 muß entnommen werden, daß der IV, Zivil­
senat dem Standpunkt des I. Zivilsenats wenigstens nicht 
entgegentreten will«

Der erkennende Senat stimmt dem.I» Zivilsenat darin 
zu, daß bei schuldhafter Verletzung des Persönlichkeits- 
rechts dem Betroffenen eine Genugtuung zugebilligt werden 
kann. Zwar besagt § 253 BGB, daß Geldentschädigung für 
indeellen Schaden nur in den durch das Gesetz ausdrück­
lich bestimmten Fällen gefordert werden kann. Als das



Bürgerliche Gesetzbuch dieses Enumerationsprinzip aufsteil­
te, hatte der hohe Wert des Rechtsschutzes der mensch­
lichen Persönlichkeit und ihrer Eigensphäre noch nicht 
die Anerkennung der Rechtsordnung erfahren, die ihm nach 
Art, 1 und Art, 2 Abs. 1 des Grundgesetzes zukommt. Vom 
Standpunkt des Bürgerlichen Gesetzbuches stand der Schutz 
der Sachgüter durchaus im Vordergrund, während der Personen­
wert des Menschen nur auf Teilgebieten und unzureichend 
geschützt war. Indem die Rechtsprechung ein allgemeines 
Persönlichkeitsrecht des Menschen anerkannte und ihm den 
Schutz des § 823 Abs, 1 BGB zubilligte, zog sie für das 
Zivilrecht die Folgerungen, die sich aus dem Rang ergeben, 
die das Grundgesetz der Würde der menschlichen Persönlich­
keit und dem Schutz ihrer freien Entfaltung beimißt. Die 
unter dem Einfluß der Wertentscheidung des Grundgesetzes 
erfolgte Ausbildung des zivilrechtlichen Persönlichkeits- 
schutzes wäre aber lückenhaft und unzureichend, wenn eine 
Verletzung des Persönlichkeitsrechts keine der ideellen 
Beeinträchtigung adäquate Sanktion auslösen würde. Eben­
so wie sich die Beschränkung des deliktsrechtlichen 
Schutzes auf bestimmte einzelne Rechtsgüter des Menschen 
als zu eng erwies, um den vom Grundgesetz geforderten 
Persönlichkeitsschutz zu gewährleisten, wird eine Ein­
engung des ideellen Schadensersatzes dahin, daß er nur 
bei Verletzung einzeln aufgeführter Rechtsgüter zugebil­
ligt wird, dem Wertsystem des Grundgesetzes nicht mehr 
gerecht. Denn dieses erklärt es im Art. 1 als vordring­
liche Verpflichtung der staatlichen Gewalt, die unantast­
bare Würde des Menschen zu schützen. Im Art. 2 Abs, 1 
stellt es das Recht des Menschen auf freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit an die Spitze der Grundrechte.
Würde der Deliktschutz des Persönlichkeitsrechts im geisti­
gen Bereich hinter den Schütz der in Art. 2 Abs. 2 GG
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genannten besonderen Persönlichkeitsguter völlig zurück­
treten, die Ausfluß des Persönlichkeitsrechts sind, so 
hätte das Zivilrecht die Wertent Scheidung des Grundge­
setzes unbeachtet gelassen. Die Ausschaltung des immateriel­
len Schadensersatzes im Persönlichkeitsschutz würde be­
deuten, daß Verletzungen der Würde und Ehre des Menschen 
ohne eine Sanktion der Zivilrechtsordnung blieben, in 
der zum Ausdruck kommt, daß wesentliche Werte gestört, 
sind und daß der Verletzer dem Betroffenen für das ihm 
angetane Unrecht eine Genugtuung schuldet. Die Rechtsord­
nung würde dann auf das wirksamste und oft einzige Mittel 
verzichten, das geeignet ist, die Respektierung des Per­
sonenwertes des Einzelnen zu sichern.

3» Damit ist nicht gesagt, daß die Rechtsfolgen bei 
Verletzung von Körper, Gesundheit und Freiheit einerseits 
und der ideellen Persönlichkeitssphäre andererseits genau 
die gleichen sein müssen, oder daß sie sich zum mindesten 
weitgehend zu entsprechen haben. Ein Anlaß zur Differen­
zierung liegt schon deshalb nahe, weil der Tatbestand 
der Verletzung des allgemeinen-Persönlichkeitsrechts 
weit unbestimmter ist als,der Tatbestand der Verletzung 
des Körpers, der Gesundheit und der Freiheit. Das bedeutet, 
daß häufiger Grenzfälle auftreten, bei denen zu prüfen 
ist, ob sie von der generalklauselartigen Umschreibung 
der Beeinträchtigung der Persönlichkeit umfaßt werden 
und ob, wenn das zutrifft, die Rechtswidrigkeit nicht 
wegen kollidierender Rechte des EingreifendenMauß^esGhl'ossen 
ist, unter denen das Recht auf freie Meinungsäußerung 
besondere Beachtung verdient» Gerade wenn eine sogenannte 
Güter- und Interessenabwägung stattfinden muß, ist die
Grenze des Erl aubt en-*: hfcfit '̂ imiie r eilehtf -Je bi z&- * * 
stellen. Müßte bei jeder, auch geringfügigen Überschrei­
tung der Grenze auf Verlangen des Betroffenen immaterieller
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Schadensersatz wegen Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
zugebilligt werden, dann bestände allerdings die Gefahr, 
daß unbedeutende Beeinträchtigungen in unangemessener 
Y/eisc ausgenutzt werden, um daran zu verdienen. Alsdann 
wäre der Zweck verfehlt, der mit der Zubilligung einer 
Genugtuung erreicht werden soll» Es muß ferner beachtet 
werden, daß sich Verletzungen des Persönlichkeitsrechts 
im geistigen Bereich noch schwerer am allgemeinen Wertmes­
ser des Geldes abschätzen lassen als die Folgen körper­
licher Beeinträchtigungen. Bei Verletzungen des allgemei­
nen Persönlichkeitsrechts rückt die Genugtuungsfunktion 
des Schmerzensgeldes gegenüber der Entschädigungsfunktion 
durchaus in den Vordergrund (Earenz, NJW 195S, 828). Da­
her wird stets zu prüfen sein, ob es nach der Art der Ver­
letzung des Persönlichkeitsrechts erforderlich ist, di** 
Betroffenen, dessen Einbuße auf andere Art nicht auszu­
gleichen ist, eine Genugtuung für die erlittene Unbill 
zuzusprechen« Das wird im allgemeinen nur dann der Fall 
sein, wenn den Schädiger der Vorwurf einer schweren Schuld 
trifft oder wenn es sich um eine objektiv erheblich ins 
Gewicht fallende Beeinträchtigung des Persönlichkeits­
rechts handelt. Nur bei solch ernsten Störungen darf die 
Zivilrechtsordnung, die es mit dem Schutz der Persönlich­
keit und ihres Eigenwerts ernst nimmt, nicht darauf ver­
zichten, auf die Verletzung mit der Zubilligung einer 
Genugtuung an den Betroffenen zu reagieren. Unbedeutende 
Beeinträchtigungen erfordern eine Genugtuung nicht. Von 
einer der Eigenart der Persönlichkeitsverletzung angemes­
senen Beschränkung des immateriellen Schadensersatzes 
auf schwerere Fälle geht auch das Schweizer Hecht aus, 
das.dem Hechtsschutz der Persönlichkeit größere Aufmerk­
samkeit gewidmet hat als das Bürgerliche Gesetzbuch (vgl. 
Art. 49 Abs. 1 des Schweizerischen Obgliationenrechts).
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4> Die Voraussetzungen für die Zubilligung immateriel­
len Schadensersatzes werden im besonderen dann gegeben 
sein, wenn - wie in dem vorliegenden Palle - in das Per­
sönlichkeit srecht eines anderen leichtfertig aus dem ma­
teriellen Grund eingegriffen wird, die eigene kommerzielle 
Y/erbung zugkräftiger zu gestalten. Solchem unlauteren Ge­
winnstreben kann wirksam nur entgegengetreten werden, wenn 
es mit dem Risiko eines fühlbaren materiellen Verlustes 
belastet wird, und andererseits darf der, der mittels un­
lauteren Eingriffs in eine fremde Persönlichkeitssphäre 
Geld zu verdienen sucht, sich nicht beschwert fühlen, 
wenn er zu einem Ausgleich in Geld herangezogen wird. Für 
den Kläger war die zugefügte Kränkung - gerade im Zusammen­
hang mit der Anpreisung des.Mittels für spezifische Zwecke - 
keineswegs unbedeutend, zumal die Gefahr nahelag, daß Le­
ser annahmen, der Kläger habe seinen Namen gegen Entgelt 
zur Verfügung gestellt. Die Zubilligung einer Geldentschä­
digung als Genugtuung war sowohl nach der Schwere des Ein­
griffs wie nach der Schwere der Schuld gerechtfertigt.

Die Bemessung der Höhe der zu leistenden Genugtuung 
stand im pflichtgemäßen Ermessen des Tatrichters, Sie wäre 
mit der Revision nur angreifbar, wenn sie auf einer un­
richtigen Würdigung der materiellen Rechtslage beruhen 
würde oder wenn der Tatrichter wesentliche Gesichtspunkte 
übersehen hätte. Solche Mängel- sind jedoch nicht ersicht­
lich, Mit Recht hat das Berufungsgericht dem von ihm 
festgestellten Umfang der Werbung, die sich bis nach 
Österreich und in die Schweiz erstreckte, Bedeutung bei­
gemessen. Ebenfalls war es ein für die Bemessung der Höhe 
der Genugtuung wesentlicher Umstand, daß die Beklagte 
die beanstandete Y/erbung auch nach der Abmahnung durch 
den Kläger zunächst noch weiter betrieben hat, woraus
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eine besonders rücksichtslose Einstellung hervorgeht. 
Andererseits hat das Berufungsgericht zugunsten der Be­
klagten berücksichtigt, daß die Namensangabe im Werbe­
prospekt nicht besonders hervorgehoben ist, so daß sie 
sich einem flüchtigen Leser nicht ohne weiteres einprägte. 
Das Vorbringen ddr Beklagten über die politische Einstel­
lung und den politischen Ruf des Klägers ist vom Berufungs­
gericht zutreffend als unerheblich bezeichnet worden, da 
hiermit Momente herangezogen wurden, die offenbar sach- 
fremd waren und daher für die Entscheidung keine Bedeutung 
haben konnten,

5. Da sich die Revision nach allem als unbegründet er­
weist, war sie mit der Kostenfolge des § 97 ZPO zurückzu­
weisen,

Engels Dr, Bode Dr, Hauß H. Meyer Dr. Pfretzscn:
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